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Einladung zum Racletteplausch
Samstag, 25. Oktober 2025, ab 11.30 Uhr

Forsthaus Mühleholz
Haldenstrasse, Uster

«Ich will meine Schweiz zurück!»
Tobias Weidmann
Gastreferent 

Mit seiner sachlichen, charakterstarken Art und seiner
politisch klaren Haltung prägt Tobias Weidmann die
kantonale Politik massgeblich mit. Als Fraktionspräsident
kennt er die grossen Linien ebenso wie die Details – und
weiss, wie man die Stimme der SVP wirksam einbringt.
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ABSTIMMUNG VOM 30. NOVEMBER 2025

Nicht alles gehört in unsere Kantonsverfassung!
Am Sonntag, 30. November 2025, kommen die Stimmberechtigten des Kantons Zürich 
in den Genuss von vier kantonalen Abstimmungsvorlagen. Eine Volksinitiative mit 
dem Wortlaut «Für ein Grundrecht auf digitale Integrität» will Ergänzungen in unserer 
Kantonsverfassung festschreiben.

Alles der Reihe nach: Im Jahr 2024 wurde 
von der Piratenpartei und Mitstreiterin-
nen und Mitstreitern eine kantonale 
Volksinitiative in der Form der allge-
meinen Anregung mit folgendem Be-
gehren eingereicht: Es wird ein Grund-
recht auf Wahrung der digitalen Integ-
rität und folgende davon abgeleitete 
Rechte gefordert:

	– Ein Recht auf Vergessenwerden
	– Ein Recht auf ein Offline-Leben
	– Ein Recht auf Informationssicherheit

	– Ein Recht darauf, nicht von einer Ma-
schine beurteilt zu werden

	– Ein Recht darauf, nicht überwacht, 
vermessen und analysiert zu werden

	– Ein Recht auf Schutz vor Verwendung 
von Daten ohne Zustimmung, welche 
das digitale Leben betreffen.

Warum diese Initiative?
Die Digitalisierung bringt neue Technolo-
gien wie künstliche Intelligenz, Gesichts-
erkennung und digitale Zugänge mit sich. 

Diese Entwicklungen bieten Chancen, 
werfen aber auch Fragen zum Schutz der 
Privatsphäre und zur freien Meinungsbil-
dung auf. Eine kantonale Volksinitiative 
fordert daher zusätzliche Grundrechte, 
darunter ein Recht auf digitale Unver-
sehrtheit, in der Kantonsverfassung.

Nicht alles in die 
Kantonsverfassung!
Die Kantonsverfassung ist unser verfas-
sungsmässig höchstes Gut. Die Grund-

sätze darin sind zu wahren und zu res-
pektieren. Das soll nicht heissen, dass 
diese auf Lebzeiten so festgeschrieben 
sein sollen. Im Gegenteil: Für die SVP 
gibt es ab und zu gute Gründe, diese 
anzupassen. Nicht aber in diesem Fall! 
Die SVP hätte es hier lieber gesehen, 
wenn diese Initiative nicht im Kanton 
Zürich, sondern in Bundesbern einge-
reicht worden wäre. Da wäre sie für uns 
am richtigen Platz gewesen. Der Daten-
umgang zwischen Privaten und den öf-
fentlichen Institutionen im Kanton Zü-
rich wird im kantonalen IDG (Gesetz 
über die Information und den Daten-
schutz) geregelt. Hingegen wird der 
Datenumgang zwischen Privaten beim 
Bund in Bern geregelt. Wir haben es 
hier also mit einem klassisch falsch ad-
ressierten Brief zu tun. Vieles im Kan-
ton Zürich ist schon gut geregelt.

Gute Gesetze und Regeln  
für alles
Auch bei uns hat man nicht immer das 
Recht, vergessen zu werden. Verjäh-
rungsfristen sind gesetzlich geregelt 
und an diesen soll nicht gerüttelt wer-
den. Die kantonale Verwaltung im Kan-
ton Zürich funktioniert nach «Digital 
first» und nicht nach «Digital only». Das 
heisst, dass auch in Zukunft prioritär 
digital kommuniziert wird, jedoch wie 
bisher auch analoge Dienstleistungen 
angeboten werden. Die Informations-
sicherheit wird in Paragraf 10 des neuen 
IDG genau geregelt und in Paragraf 13 
Absatz 3 wird festgehalten, wie algorith-
mische Entscheidungssysteme einge-
setzt werden können. Jede Überwa-
chung im öffentlichen Raum muss von 
einer Behörde abgesegnet werden und 
der öffentlichen Sicherheit dienen. Ein 
Recht auf Schutz vor Verwendung von 
Daten ohne Zustimmung, welche das 
digitale Leben betreffen, kann vom Kan-

ton nicht durchgesetzt werden. Dies be-
trifft ebenfalls Bundesrecht.

Gegenvorschlag weckt falsche 
Hoffnungen und kostet viel
Der eingereichte Gegenvorschlag der 
Grünen, welcher von Mittelinks und 
der GLP unterstützt wird, weckt bei der 
Bevölkerung ebenfalls falsche Hoffnun-
gen. Auch mit einer abgeschwächten 
Version der sechs Hauptforderungen 

wird nur Symbolpolitik betrieben. Die 
SVP sieht diesen Gegenvorschlag wie der 
Regierungsrat ebenfalls kritisch und hat 
Sorge vor ausufernden Kosten infolge 
Inneffizienz und Überregulierung in 
den öffentlichen Verwaltungen.

Die Kantonsverfassung des Kantons 
Zürich besagt in Artikel 10 Absatz 1: 
Die Menschenrechte und Grundrechte 
sind gemäss der Bundesverfassung, den 
für die Schweiz verbindlichen interna-
tionalen Abkommen und der Kantons-
verfassung gewährleistet.

Aus all diesen Gründen empfiehlt die 
SVP des Kantons Zürich, die Volksiniti-
ative «Für ein Grundrecht auf digitale In-
tegrität» und den Gegenvorschlag dazu 
abzulehnen. Bei der Stichfrage geben wir 
dem Gegenvorschlag den Vorzug. Vielen 
Dank für Ihre Unterstützung!

Die SVP des Kantons Zürich empfiehlt, die Volksinitiative «Für ein Grundrecht auf digitale Integrität» 
und den Gegenvorschlag dazu abzulehnen.� Bild: Adobe Stock

Roman Schmid
Kantonsrat SVP und 
Stadtpräsident
Opfikon

«Wir haben es hier mit 
einem klassisch falsch adres-
sierten Brief zu tun.»



NEIN ZUR 10-MILLIONEN-SCHWEIZ!

Damit die Schweiz Schweiz bleibt
Der Bundesrat, das Parlament und die Verwaltung in Bern haben vor der SVP-Volksinitiative «Keine 10-Millionen-
Schweiz!» einen Heidenrespekt. Denn sie wissen ganz genau: Die Schweizerinnen und Schweizer wollen keine 
10-Millionen-Schweiz.

Unsere Bürger haben genug von der un-
glaublichen Bevölkerungsexplosion. Die 
Schweizer haben genug von der Zubeto-
nierung unserer schönen Landschaft, 
genug von der Abnahme der Lebensqua-
lität durch immer mehr Dichtestress, 
genug von Wohnungsnot und unbe-
zahlbarem Wohnraum, genug von der 
Strapazierung unserer Infrastrukturen, 
genug von immer mehr Staustunden 

und überlasteten Zügen, genug von über-
forderten Spitälern und ständig höheren 
Gesundheitskosten, genug von der Plün-
derung unserer Sozialwerke, genug von 
der importierten Kriminalität, genug von 
Schulklassen, in denen gerade noch eine 
Handvoll Schweizer Kinder sitzt.

Parlament und Bundesrat 
missachten die Bundesverfassung
Das alles wollen die Schweizerinnen 
und Schweizer nicht. Sie haben das 
schon vor über elf Jahren deutlich ge-
macht – durch ihr Ja zur Massenein-
wanderungsinitiative der SVP am 9. Fe-
bruar 2014. Seither steht in Artikel 121a 
unserer Bundesverfassung schwarz auf 
weiss, dass die Schweiz die Zuwande-

rung eigenständig mit Höchstzahlen 
und Kontingenten steuert. Aber Bundes-
rat, Parlament und Verwaltung haben 
sich geweigert, den Volkswillen umzu-
setzen. Sie haben das Resultat der Ab-
stimmung ganz einfach ignoriert, bis 
zum heutigen Tag!

Aber es geht noch weiter: Mit dem 
neuen EU-Unterwerfungsvertrag wird 
die Personenfreizügigkeit nochmals 
deutlich erweitert, entgegen dem Volks-
willen und entgegen der Bundesverfas-
sung. Ich kann es leider nicht anders 
sagen: Der Bundesrat hat nicht nur ein-
mal die Verfassung gebrochen, er will 
es jetzt zum zweiten Mal tun. Denn 
der Familiennachzug soll durch die 
Übernahme der sogenannten EU-Uni-

onsbürgerrichtlinie nochmals enorm 
erleichtert und erweitert werden. Ge-
mäss den neuen EU-Verträgen dürfen 
kommen: Ehegatte, eingetragene Part-
ner, Kinder, Stiefkinder, Enkel, Eltern, 
Grosseltern, Schwiegereltern, Schwie-
ger-Grosseltern. Für pflegebedürftige 
Familienangehörige wird der Familien-
nachzug ebenfalls erleichtert.

EU-Unterwerfungsvertrag führt 
zu noch mehr Zuwanderung
Dieser erweiterte Familiennachzug wird 
zu einem zusätzlichen Zuwanderungs-
schub führen. Zuwandern via Personen-
freizügigkeit dürfen künftig auch alle 
Bewohner der neuen EU-Beitrittskandi-
daten, sobald diese definitiv aufgenom-
men sind: Albanien, Bosnien und Her-
zegowina, Georgien, Moldau, Monte-
negro, Nordmazedonien, Serbien, Ko-
sovo und wahrscheinlich die Ukraine. 
Auf der Warteliste stehen die Türkei 
und Armenien. Auch dies wird die Zu-
wanderung nochmals stark befeuern.

Wir wollen keine 10-Millionen-Schweiz! 
Doch die Massenzuwanderung wird sich 
nach der möglichen Annahme des EU-
Unterwerfungsvertrages und aufgrund 
des fortdauernden Asylmissbrauchs 
nicht nur fortsetzen, sondern noch be-
schleunigen.

Darum empfehle ich Ihnen dringend 
ein JA zur Nachhaltigkeitsinitiative. 
Wenn dieses Parlament die Sorgen der 
Bevölkerung nicht ernst nimmt und 
die Volksinitiative zur Ablehnung emp-
fiehlt, dann bin ich überzeugt, dass un-
sere Stimmbevölkerung anders ent-
scheidet. Denn unser Volk will, dass 
die Schweiz die Schweiz bleibt.

QR-Code scannen  
und die Initiative 
unterstützen: 
 

Einige Monate vor der Abstim-

mung über die Initiative «200 

Franken sind genug!» unternimmt 

SRG-Generaldirektorin Susan-

ne Wille eine Charmeoffensive. 

Dabei versucht sie, ihr geräteun-

abhängiges zwangsfinanziertes 

Medienmonopol als «Klammer 

der Nation» hochzuwuchten. Was 

Wille will, ist folgendes Motto: 

«D’Schwiiz hebt zäme». Bei ihrer 

öffentlichen Beizentour im öffent-

lichen Säli in Kriegstetten hielt 

sich das öffentliche Interesse in 

Grenzen: «An den grossen runden 

Tischen bleiben viele Plätze leer.» 

(«Schweiz am Wochenende») Und 

die zwanzig angehenden Pflege-

fachleute sind erst noch auf Ge-

heiss der Schulleiterin anwesend.

Die SRG hat sich laut Susanne 

Wille dem «Kampf gegen die poli-

tische Polarisierung» verschrieben. 

Nur glaubt’s ihr das Kriegstet-

ter Publikum nicht. Alle Beiträge 

seien «rot-grün eingefärbt», tönte 

es. «Der Service public erschei-

ne politisch einseitig und habe 

seine Glaubwürdigkeit verloren», 

wurde kritisiert. Die meisten Ein-

wände betrafen die «Linksten-

denz der SRG-Sender»: Politisch 

derart einseitigen Fernseh- und 

Radiobeiträgen «darf man die Ge-

bühren ohne weiteres kürzen».

Susanne Wille schien von solchen 

Klagen überrumpelt – oder sie tat 

jedenfalls so. Selbst als es konkret 

wurde: Was Moderator Arthur 

Honegger bei «10 vor 10» biete, 

«trage nicht zur Meinungsbildung 

bei – man müsse es als Meinungs-

mache bezeichnen». Hat sich Wille 

diesen Fernsehvolkserzieher noch 

nie angeschaut? Hat sie nie ge-

merkt, dass sich Honeggers Mimik 

vor Übelkeit verzieht, wenn er die 

Wörter «Trump» oder «SVP» aus-

sprechen muss?

Ist Susanne Wille der «Zufall» ent-

gangen, dass ehemalige Fernseh-

mitarbeiter wie Andreas Blum, 

Matthias Aebischer und Ueli 

Schmezer alle bei der SP politi-

sieren? Hat sie verpasst, dass der 

Linksdrall der SRG schon vor über 

fünfzig Jahren ein parlamentari-

sches Thema war, das zur Grün-

dung der heutigen Aktion Me-

dienfreiheit geführt hat? Vor der 

Abstimmung wird’s nun nur so 

wimmeln vor «Landfrauenküche», 

«Hofleben hautnah», «Lüpfig und 

müpfig». Hoffentlich vergebens. 

Denn was der Bauer nicht frisst, 

das kennt er.

Linksdrall und 
Zwangsgebühren

DIE SP IN DER GEWALTSPIRALE

Linke Gewalt in Worten und Taten
Laut einer Studie der Universität Zürich im Auftrag des Bundes erleben fast alle der nationalen, drei Viertel der 
kantonalen und knapp die Hälfte der kommunalen Parlamentarier Anfeindungen. Besonders betroffen sind  
Politiker der SVP und der Grünen. Allerdings sieht man bei Demonstrationen, dass vor allem die SP ein breites 
Gewaltproblem hat.

Dass in der direkten Demokratie solche 
Gewaltdrohungen passieren, zeigt, dass 
irgendwie etwas nicht stimmt. Das haben 
beispielweise die Coronazeiten gezeigt, 
in denen politische Anfeindungen mas-
siv zunahmen.

Das Fanal von Bern
Nach der kürzlichen unbewilligten Pa-
lästina-Demonstration kam es zu mas-
siven Verwüstungen. Es gab Sachscha-
den in Millionenhöhe. 18 Polizisten wur-
den verletzt. Die Parteileitungen von 
Grünen und SP blieben weitestgehend 
ruhig. Die Juso und die Bewegung Kli-
mastreik hatten sogar zur Teilnahme 
an der Demonstration aufgerufen. Und 
die SP betont bei jeder Gelegenheit, die 
Jusos seien eine selbstständige Partei.

Stimmen der Vernunft
Alt Kantonsratspräsident Hartmuth At-
tenhofer trat unter anderem wegen der 
quasi nicht vorhandenen Gewaltdistan-
zierung der SP bei der Berner Demo 
aus der Partei aus. Auch SP-Ständerat 
Daniel Jositsch äusserte sich ähnlich. 
Er hätte eine proaktive Reaktion der 
Partei erwartet. «Ein paar Pseudorevo-
lutionäre haben ihre Gewaltfantasien 
ausgelebt», sagte Jositsch dem «Tages-
Anzeiger».

Klaviatur der Diffamierung
Fakt ist: Die SP hat seit Längerem ein 
eigenartiges Verhältnis zu sprachlicher 
und körperlicher Gewalt. Wenn SP-Co-
Präsident Cédric Wermuth eben «Fuck 
Trump» schreibt, zeigt er, dass er kein 
sachlicher Politiker ist, sondern ledig-
lich eine Stimmung anheizt. Lächerlich 
sind dann auch Schlagzeilen wie «SP 
plant Volksinitiative gegen geschlechts-
spezifische Gewalt». Wie passt das zu-
sammen, wenn die Jusos nach der 
Trump-Wahl schreiben: «Geh an eine 

Demo. Entfache ein Feuer. Wirf den 
ersten Stein.»

Gewalthetzer
Die SP hat mit diesem «Wirf den ersten 
Stein» der Jusos ein akutes Gewaltpro-
blem. Nicht umsonst sagte der kürzlich 
verstorbene SVP-Nationalrat Alfred Heer 
einmal in einer Arena-Debatte: «Ihr 
seid eine üble, linke Partei, die zu Ge-
walt aufhetzt.»

Unabhängig von den Ereignissen der 
letzten Tage und Wochen: Demonstra-

tionen müssen bewilligt werden. Nicht 
bewilligte Demonstrationen sind auf-
zulösen. Gesetze sind durchzusetzen, 
Vermummte sofort festzunehmen. SP-
dominierte Stadtregierungen verhin-
dern leider die konsequente Anwendung 
der Gesetze.

SVP gegen Gewalt und 
Extremismus
«Das nächste Wochenende wird zeigen, 
ob Zürich aus Bern gelernt hat – und ob 
wir den Mut haben, Gewalt und Extre-
mismus konsequent zu stoppen», sagte 
SVP-Fraktionspräsident Tobias Weid-
mann diesen Montag in einer Frakti-
onserklärung im Kantonsrat. Man wird 
sehen…

Christoph  
Mörgeli

Thomas Matter
Nationalrat SVP
Meilen

Reinhard Wegelin
Alt Parteisekretär SVP
Pfäffikon

Der EU-Unterwerfungsvertrag wird zu einem zusätzlichen Zuwanderungsschub führen.� Bild: Adobe Stock

Die SP hat seit Längerem ein eigenartiges Verhältnis zu sprachlicher und körperlicher Gewalt.� Bild: Unsplash/Alex McCarthy
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KOMMENTAR ZUR RATSSITZUNG

Hier soll geprüft werden, da soll 
geprüft werden… Hauptsache, es wird 
etwas geprüft.

Was dabei herauskommt, ist nebensäch-
lich.

Unter diesen Titel könnte man die nicht 
weniger als drei Postulate zum Thema 
Photovoltaik stellen, welche der Kantons-
rat am vergangenen Montag behandelte. 
Es ist immer wieder interessant zu sehen, 
mit welchen Themen Aktualitätsaufmerk-
samkeit gewonnen werden soll. Die aus 
dem Jahr 2022 – also zu Zeiten der dro-
henden Strommangellage – stammenden 
Postulate verlangten vom Regierungsrat, 
das Photovoltaikpotenzial in folgenden Be-
reichen zu prüfen: entlang von Kantons-
strassen, entlang von Nationalstrassen 
sowie entlang von Schienenverbindungen 
des öffentlichen Verkehrs. Finanziert wer-
den könnte der möglichst schnelle Bau 
der PV-Anlagen mittels eines Rahmen-
kredits – notabene finanziert durch Steu-
er- oder Stromzahler.

Liebe Leserinnen und Leser, diese drei 
Postulate lieferten zur sicheren Stromver-
sorgung in keiner Weise einen Mehrwert. 
Das sahen vermutlich auch die drei Pos-
tulanten so und äusserten sich nicht ein-
mal mehr anstandshalber zu den Antwor-
ten des Regierungsrates. Eben: Das Resul-
tat ist nebensächlich. Antworten aber, 
welche Parallelen zur konsequenten Ener-
giepolitik der SVP enthalten. Das Fazit 
lautet nämlich: Weitläufige Photovoltaik-
anlagen, die weit entfernt vom Stromver-
braucher liegen und für die eine zusätzli-
che Trägerinfrastruktur erstellt werden 
muss, sind nicht oder kaum wirtschaft-

lich zu betreiben. Die Wirtschaftlichkeit 
müsse im Einzelfall geprüft werden. Genau 
diese Einsicht vertritt die SVP seit Jahren.

Die SVP wird sich immer gegen eine 
Pflicht zum Bau von Photovoltaikanlagen 
aussprechen. Natürlich: Sollte jemand 
zum Schluss kommen, dass eine PV-Anla-
ge für ihn oder sie mehr Vorteile als Nach-
teile bringt, kann jede und jeder eine sol-
che Anlage freiwillig bauen. Aber der Staat 
darf dies nicht verordnen. Leider werden 
diese Diskussionen aktuell im Kanton 
Zürich geführt.

Wir dürfen nicht vergessen: Solarstrom 
ist teurer Strom. Solaranlagen werden im 
Sommer künftig gedrosselt, weil die Strom-
netze die grosse Menge an Strom gar nicht 
aufnehmen können. Zudem benötigen 
Solaranlagen jederzeit ein zweites Kraft-
werk, das bei Wolkenbildung sofort zur 
Stromproduktion bereitsteht. Solaranlagen 
sind für eine zuverlässige Stromversor-
gung in grossem Massstab zu unsicher.

Trotzdem können wir nach dem vergan-
genen Montag ein positives Zwischenfazit 
ziehen: Für PV-Anlagen an Verkehrsach-
sen wird kein Geld aus dem staatlichen 
Haushalt oder dem Gebührentopf entnom-
men – so die Zürcher Regierung. Trotzdem, 
oder gerade wegen, setzt sich die SVP aber 
weiterhin für eine stabile, sichere, bezahl-
bare und saubere Stromproduktion ein. 
Für eine Stromproduktion, die der Bevöl-
kerung, dem Gewerbe und der Industrie 
dient und nicht der eigenen, individuel-
len Ideologie, um damit etwas Symbolpo-
litik zu machen.

Das Votum im  
Kantonsrat als Video:  
 
 

 

BERICHT AUS DEM KANTONSRAT

Energie oder viel Wind um nichts
Gleich zu Beginn der ersten Ratssitzung nach den Herbstferien standen erst einmal diverse formelle Wahlen an, 
welche nach vier Rücktritten von Ratsmitgliedern seitens Die Mitte und GLP notwendig wurden.

Beim ersten Geschäft Postulat 10/2021 
(Solaranlagen auf den Flachdächern) 
ging es darum, dass der Regierungsrat 
im Planungs- und Baugesetz eine ge-
setzliche Grundlage ausarbeitet, damit 
Gemeinden die Möglichkeit erhalten, 
dass sie Solaranlagen auf Flachdächer 
im Meldeverfahren bewilligen können. 
Das breit abgestützte Postulat wurde un-
aufgeregt als erledigt abgeschrieben.

Abschreibungen und 
einstimmige Ablehnungen
Danach folgte das FDP-Postulat 357/2022 
(Landfill-Mining-Deponien als Ressour-
cen), welches einmal mehr verdeutlicht, 
wie weit der Freisinn mittlerweile nach 
links abgebogen ist. Urs Wegmann 
meinte dazu klar, dass dieses Postulat 
nicht notwendig gewesen wäre, weil das 
Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft 
AWEL dieses Anliegen bereits in der Ver-
nehmlassung des Richtplanes berück-
sichtigt habe. In näherer und mittelfris-
tiger Zukunft sei nicht mit zusätzlichen 
Standorten zu rechnen, welche sich für 
Landfill-Mining eignen könnten. Die 
SVP-Fraktion stimme deshalb der Ab-
schreibung dieses Geschäftes zu.

Bei der Parlamentarischen Initiative 
(PI) 53/2022 (Flüsterbeläge: Bauen an 
Strassen ermöglichen), welche auch 
von uns bei der Eingabe mitunterzeich-
net wurde, war der Grundgedanke, dass 
eine Rechtsgrundlage geschaffen wer-
den sollte, um mit Flüsterbelägen die 

lärmschutzrechtlichen Anforderungen 
für eine Baubewilligung im Rahmen 
eines Gestaltungsplanes zu ermögli-
chen. In der Folge kam dann aber die 
SVP-Fraktion zur Kenntnis, dass sich 
die PI erledigt habe, weil seit der Einrei-
chung dieser PI die Baudirektion die 
Praxis mit dem Einbau von lärmarmen 
Belägen geändert hat. Der Einbau von 
lärmarmen Belägen sei nämlich heute 
bereits Standard. Die PI wurde schliess-
lich einstimmig abgelehnt, weil erledigt.

Das Postulat 431/2022 (Bau und Koor-
dination von nichtgebäudegebundenen 
Photovoltaikanlagen entlang von Nati-
onalstrassen) gab dann doch etwas mehr 
zu diskutieren. Das Postulat forderte 
nämlich, dass die Energiegewinnung 
mittels PV-Anlagen entlang von Bö-
schungen, Lärmschutzwänden, Überda-
chungen, Einhausungen, Raststätten 
und Nationalstrassen realisiert werden 
sollte. Dazu wurde der Kanton aufge-
fordert, zu prüfen, wie hoch das Poten-
zial für solche Anlagen im Kanton Zü-
rich ist. Paul von Euw meinte in seinem 
Votum treffend, dass die Baudirektion 
einen sehr umfangreichen Bericht in 
Auftrag gegeben hat, welcher u.a. eine 
Gegenüberstellung von Potenzialen 
sowie den Energiegestehungskosten prä-
sentiert. Diese Thematik sei dann auch 
fast ausschliesslich in der Kommission 
besprochen worden. Die Erkenntnisse 
daraus seien daher für die SVP-Deputa-
tion nicht sehr erhellend gewesen. Des-
halb können diese drei zusammenge-
fassten Postulate problemlos abgeschrie-
ben werden.

Schädliche Initiative bekämpft
Bei der PI 395/2019 (Ökologischer Aus-
gleich) war dann fertig mit der Harmo-
nie. Gemäss unserem Parteipräsidenten 
Domenik Ledergerber sind die ökologi-
schen Ausgleichsflächen im Kanton Zü-
rich heute bereits doppelt so gross, als 
sie mit dem ökologischen Leistungsnach-
weis gefordert werden. Daher mache 
eine Verschuldung des MAG-Fonds bis zu 
50 Millionen Franken in der aktuellen fi-
nanziellen Situation des Kantons Zürich 
absolut keinen Sinn. Die vorliegende Par-
lamentarische Initiative sei bekanntlich 
von denselben Personen wie die kantona-
le Naturinitiative lanciert worden. Es 
werde eine Herkulesaufgabe für die Fach-
stelle Naturschutz, damit diese in den 
kommenden zehn Jahren über eine 
halbe Milliarde Franken in sinnvolle Na-
turschutzprojekte investieren könne.

Die Landwirte im Kanton Zürich wür-
den seit bald 30 Jahren Ökoflächen nach 
Vorgaben von Fachspezialisten bewirt-
schaften. Nicht nur ein Hohn, sondern 
auch eine Schnapsidee sei es, weil die 
Bauern bekanntlich Bundesgelder für 
die Erstellung und Bewirtschaftung 
ihrer Ökoflächen erhalten würden. Im 
Kanton Zürich müssten die Bauern für 
die zusätzlich geforderten Flächen be-
zahlen. Die zusätzlichen Auflagen seien 
für die Zürcher Landwirtschaftsbetrie-
be wirtschaftlich nicht tragbar und 
würden zu einem deutlichen Nachteil 

der Zürcher Landwirtschaft gegenüber 
anderen Kantonen führen.

Weiter traf Domenik Ledergerber 
den Nagel auf Kopf, als er energisch 
meinte, dass die Initiative gespickt von 
Widersprüchen sei. Gemäss Art. 18 des 
Natur- und Heimatschutzgesetzes und 
dem Leitfaden «Umwelt Nummer 11» 
aus dem Jahr 2002 seien Kompensati-
onsleistungen grundsätzlich im direkt 
beeinflussten Perimeter zu leisten. Diese 
Bundesvorgabe würde im Initiativtext 
nicht eingehalten. Im Gegenteil! Dies 
würden nämlich diverse Projekte zei-
gen, wie z.B. die Renaturierung der Glatt 
aufgrund des Flughafenausbaus oder 
die Renaturierungen im Zusammen-
hang mit dem Ausbau der Glattalbahn. 
Daher sei diese Initiative ein Vollangriff 
auf die produzierende Zürcher Land-
wirtschaft, denn die geforderte Geset-
zesänderung würde mehr oder weniger 
sämtliche landwirtschaftlichen Bauvor-
haben im Kanton Zürich betreffen, ob-
wohl gerade diese Bauten zonenkon-
form seien. Landwirtschaftliche Bauvor-
haben würden bereits sehr genau ge-
prüft. Die SVP unterstützt deshalb diese 
schädliche und linksgrün gefärbte Ini-
tiative nicht. Mit Stichentscheid des Rats-
präsidenten wurde schliesslich diese Ini-
tiative hauchdünn abgelehnt, weil auf 
bürgerlicher Seite viele wegen Krank-
heit nicht anwesend waren.

Nein zu mehr Verfahren 
und Bürokratie
Und zum Schluss stand dann noch die 
Motion 228/2023 (Stopp mit Sistierun-
gen nach der Vorprüfung im Baubewil-
ligungsverfahren) auf der Traktanden-
liste. Unser Vertreter Walter Honegger 
meinte dazu sachlich, dass die Motion 
abzulehnen sei, weil sie zwar gut ge-
meint sei, aber keine wirkliche Verbes-
serung herbeiführen würde, da es bei 
komplexeren Bauvorhaben innert der 
Vorprüfungsphase notwendig sei, rele-
vante Unterlagen einzufordern. Und 
wenn diese gar nicht bereitgestellt wer-
den könnten, dürfe auch keine Stamm-
bewilligung erteilt werden. Aus diesem 
Grund bedürfe es der Möglichkeit der 
Sistierung. Eine Aufhebung der Sistie-
rungsmöglichkeit nach dem Vorprü-
fungsverfahren könne, wie auch vom 
Regierungsrat erkannt worden sei, zu 
vermehrten Falschentscheiden oder Re-
kursverfahren führen. Weiter suggerie-
re die Motion, dass die kantonalen 
Stellen Aktenergänzungen verlangen 
würden, welche gar nicht notwendig 
wären.

FRAKTIONSERKLÄRUNG

Schluss mit der linken Gewalt
Zürich steht hinter seiner Polizei

MEDIENMITTEILIUNG

Tempo 30 um den Hauptbahnhof
Die Stadt Zürich fürchtet sich vor dem Volk WORTE DES REDAKTORS

Vom Stimmungsbild zum Wahlerfolg
Das jüngste SRG-Wahlbarometer zeigt: 
Die SVP legt in der ganzen Schweiz zu. 
Immer mehr Bürgerinnen und Bürger 
spüren, dass die zentralen Themen der 
Partei – Unabhängigkeit und Souverä-
nität, Sicherheit, Asyl und Zuwande-
rung  – wieder zählen. Nach Jahren 
ideologischer Experimente wächst das 
Vertrauen in eine Politik, die den All-
tag der Menschen ernst nimmt. Der 
politische Wind hat gedreht.

Doch Rückenwind allein bringt kein 
Schiff ans Ziel. Umfragen sind Moment-
aufnahmen, keine Siege. Sie zeigen Zu-
stimmung, sind jedoch keine Garantie 
für Erfolg an der Urne. Entscheidend 
ist, ob daraus Bewegung entsteht – in 
den Gemeinden, in den Städten, im 
ganzen Kanton Zürich.

Gemeinden als Herz der Politik
Die anstehenden Gemeindewahlen im 
nächsten Frühjahr sind mehr als loka-
le Abstimmungen. Sie bilden das Fun-
dament für die kantonalen Wahlen 

2027 und letztlich auch für die natio-
nale Auseinandersetzung im selben 
Jahr. In den Gemeinden entscheidet 
sich, ob die Werte, die uns stark ge-
macht haben, weiterleben: Eigenver-
antwortung, Verlässlichkeit, bürger-
liche Bodenhaftung. Dort, wo Bürge-
rinnen und Bürger Verantwortung 
übernehmen – in Behörden, Räten, 
Schulpflegen – wird Politik konkret 
und greifbar.

Zürich war stets ein Kanton der Tat, 
nicht der Schlagworte. Menschen er-
warten keine Parolen, sondern Hal-
tung. Sie wollen Vertreter, die zuhören, 
anpacken und wissen, was das Leben 
kostet. Politisches Vertrauen entsteht 
nicht in Sitzungszimmern, sondern im 
täglichen Einsatz  – in Vereinen, auf 
Baustellen, in Unternehmen, in der 
Landwirtschaft.

Erfolg will erarbeitet sein
Die aktuellen Umfragen sind deshalb 
keine Einladung zur Selbstzufrieden-

heit, sondern ein Auftrag. Sie zeigen, 
dass viele Menschen wieder eine ver-
lässliche, bürgerliche Stimme suchen. 
Eine Politik, die Verantwortung über-
nimmt statt Verantwortung verteilt. 
Eine Haltung, die sagt, was ist – auch 
wenn es unbequem klingt.

Das Jahr 2026 wird ein Richtungs-
entscheid: Eigenständigkeit oder Be-
vormundung, Leistung oder Umvertei-
lung, Heimat oder Beliebigkeit. Der 
Kanton Zürich kann dabei ein Zeichen 
setzen – als Ort, wo Politik noch vom 
Leben ausgeht und nicht vom Leitfa-
den.

von 
Sean Burgess

René Isler
Kantonsrat SVP
Winterthur

Paul von Euw
Kantonsrat SVP
Bauma

Die SVP setzt sich entschieden gegen eine Pflicht 
zum Bau von Photovoltaikanlagen ein.� Bild: Pixabay

Scannen Sie den QR-Code,  
um die aktuellen Videos der 
SVP Kantonsratsfraktion  
zu sehen.

«Die schädlichen Vorstösse 
aus der linksgrünen Ecke wur-
den erfolgreich bekämpft.»
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NACHRUF AUF ROSMARIE FREHSNER

Eine wunderbare Frau im Dienste 
der Gesellschaft
Mit Rosmarie Frehsner verliert Dietikon 
eine Persönlichkeit, die über Jahrzehn-
te das politische und gesellschaftliche 
Leben ihrer Stadt entscheidend geprägt 
hat. Sie war eine Frau der Tat, gradli-
nig, humorvoll und mit einem Herz, 
das für Dietikon, den Kanton Zürich 
und ihre Mitmenschen schlug.

Fünfzehn Jahre lang setzte sie sich 
im Gemeinderat Dietikon unermüdlich 
für die Anliegen der Bevölkerung ein. 
Sie stand für eine Politik mit Augen-
mass, getragen von Verantwortung und 
gesundem Menschenverstand. Wer mit 
ihr arbeitete, wusste: Ihre Meinung war 
fundiert, ihr Wort verlässlich. Sie such-
te nie das Rampenlicht, sondern Lösun-
gen, die Bestand hatten.

Als Parteipräsidentin der SVP Dieti-
kon führte sie die Sektion während vier-
zehn Jahren mit Weitblick, Strenge und 
Herzblut. Unter ihrer Leitung wurde 
die Partei zu einer tragenden Kraft im 
städtischen politischen Leben. Rosma-
rie Frehsner verstand es, Menschen zu 
motivieren und für politische Sachfra-
gen zu gewinnen – mit Klarheit, Humor 
und der Fähigkeit, auch schwierige Dis-
kussionen in gute Bahnen zu lenken.

Ein wichtiges Anliegen war Rosma-
rie Frehsner stets auch die innerpartei-
liche Nachwuchsförderung und die Kar-
riereplanung: Während ihrer gesamten 
politischen Karriere brachte die Ortspar-
tei der SVP Dietikon sechs Mitglieder des 
Stadtrates, davon zwei Stadtpräsidenten, 
und neun Gemeinderatspräsidenten 
hervor.

Auf kantonaler Ebene vertrat sie den 
Bezirk Dietikon während zwölf Jahren 
im Zürcher Kantonsrat. In der Justiz-
kommission (JUKO) und der Spezialkom-
mission Integration brachte sie ihre Le-
benserfahrung, ihre Bodenständigkeit 
und ihre Leidenschaft für gerechte Lö-
sungen ein. Ihre Arbeit war stets ge-

prägt von Sorgfalt, Dialogbereitschaft 
und Verantwortungsbewusstsein – Tu-
genden, die ihr über Parteigrenzen hin-
weg Respekt einbrachten.

Doch Rosmarie Frehsner war weit 
mehr als Politikerin. Mit Herz und En-
gagement organisierte sie über Jahre 
den Ausflug für die 70-jährigen Dieti-
kerinnen und Dietiker – eine liebgewon-
nene Tradition, die sie damals vor dem 
Aus rettete. Jedes Jahr suchte sie Spon-
soren, koordinierte Helferinnen und 
Helfer und sorgte dafür, dass die Jubi-
lare ihren Ehrentag in würdigem Rah-
men feiern konnten. Leider konnte diese 
schöne Tradition nicht weitergeführt 
werden.

Auch ausserhalb der Politik blieb sie 
aktiv. In der Zentrumsvereinigung Dieti-
kon, deren Vorstand sie rund fünf Jahre 
angehörte, setzte sie sich für ein lebendi-
ges Stadtzentrum und die Integration 
des neuen Stadtteils Limmatfeld ein. 
Mit ihrer Erfahrung, ihrem Humor und 
ihrer offenen Art war sie eine geschätz-
te Brückenbauerin zwischen Generati-
onen und Meinungen.

Rosmarie Frehsner war ein Mensch, 
auf den man sich verlassen konnte. Sie 
lebte vor, was sie forderte: Eigenverant-
wortung, Verlässlichkeit, Einsatzbereit-
schaft und Zusammenhalt. Politik war 
für sie kein Selbstzweck, sondern Dienst 
an der Gemeinschaft – mit Haltung und 
Herz.

Dietikon verliert mit ihr eine starke 
Stimme, die stets das Wohl der Stadt 
über persönliche Interessen stellte. 
Ihre Spuren bleiben – in den Erinne-
rungen vieler Weggefährtinnen und 
Weggefährten und in der Geschichte 
unserer Stadt. Vielen Dank für alles, 
Rosmarie!

Rochus Burtscher, 
Kantonsrat und Präsident SVP Dietikon

DIE VERWALTUNG WÄCHST UND WÄCHST – ZEIT FÜR DIE PERSONALBREMSE!

Die Verwaltung im Kanton Zürich wächst ungebremst – 
jetzt Personalbremse-Initiative unterschreiben!
Die Verwaltung im Kanton Zürich wächst seit Jahren überproportional. Das darf so nicht weitergehen.  
Deshalb hat die FDP Kanton Zürich die Personalbremse-Initiative lanciert. Jetzt unterschreiben!

Seit Jahren kennt die Verwaltung im 
Kanton Zürich nur eine Richtung: mehr, 
mehr und nochmals mehr! Sie wächst 
seit Jahren deutlich schneller als die 
Bevölkerung. Deshalb hat die FDP Kan-
ton Zürich die Personalbremse-Initiati-
ve lanciert – siehe den beiliegenden Un-
terschriftenbogen.

Die Zahlen sind eindeutig: Seit 2019 
ist die Bevölkerung im Kanton Zürich 
um 5,1 % gewachsen. Die Zahl der kan-
tonalen Vollzeitstellen hingegen um 
satte 13,3 % – also mehr als doppelt so 
stark. Diese Entwicklung soll laut Pla-
nung des Regierungsrates auch in den 
Jahren 2025 und 2026 so weitergehen.

Hinzu kommt: Die Verwaltung kann 
ihre Angestellten überdurchschnittlich 
gut bezahlen – mit unseren Steuergel-
dern. Unsere KMU können mit dem 
Staat nicht mehr mithalten. Für sie wird 
es dadurch schwieriger, freie Stellen mit 
Fachkräften zu besetzen. Darunter lei-
det ihre Wettbewerbsfähigkeit.

Damit muss endlich Schluss sein!
Unsere Volksinitiative fordert eine Selbst-
verständlichkeit: Die Verwaltung darf 
künftig maximal nur noch so stark wach-

sen wie die Bevölkerung. Hätte diese 
Regel bereits zwischen 2019 und 2024 ge-
golten, wären dem Kanton rund 2000 
neue Stellen und Ausgaben im dreistel-
ligen Millionenbereich erspart geblieben.

Unterschreiben Sie daher bitte die 
Initiative für eine Personalbremse! 
Bitte verwenden Sie dafür den beilie-
genden Bogen. Weitere Informationen 

zur Initiative finden Sie unter www.
personalbremse.ch. Wir benötigen 6000 
Unterschriften, damit die Bevölkerung 
über die Personalbremse abstimmen 
kann. Herzlichen Dank für Ihre Unter-
stützung!

Matthias Müller, 
Vizepräsident FDP Kanton Zürich

Die Verwaltung im Kanton Zürich wächst seit Jahren  
deutlich schneller als die Bevölkerung.� Bild: zVg

Die SVP des Kantons Zürich  
auf Facebook
www.facebook.com/svpzuerich

FRAKTIONSERKLÄRUNG DER SVP/EDU-KANTONSRATSFRAKTION

Schluss mit der linken Gewalt –  
Zürich steht hinter seiner Polizei
In Bern marschierten vor wenigen Tagen Tausende an einer sogenannten «Pro-Palästina-Demonstration». Doch was  
dort gerufen wurde, war kein Ruf nach Frieden, sondern blanker Hass – Hetze gegen Israel, gegen Juden,  
gegen den Westen. Vermummte Antifa-Gruppen, Angriffe auf Polizei und Eigentum, Angriffe auf unsere Gesellschaft 
an sich – das war kein Protest, das war Extremismus.

Auch im Kanton Zürich erleben wir eine 
bedenkliche Eskalation: SVP-Standakti-
onen werden attackiert, Chilbis gestört, 
Büros und Fassaden beschmiert – so wie 
auch unser eigenes Rathaus hier. Das 
HEV-Büro wurde am letzten Freitag an-
gegriffen. Das sind keine Einzelfälle, 
sondern gezielte Aktionen einer gut or-
ganisierten Szene, die, überzeugt von 
der eigenen moralischen Überlegenheit, 
zunehmend auch vor Gewalt gegen un-
sere Demokratie und Institutionen nicht 
zurückschreckt.

Der Nachrichtendienst des Bundes 
zählt in den letzten acht Jahren 16 
rechtsextreme, aber 743 linksextre-
me Gewalttaten  – das sind über 97 
Prozent. Da haben wir offensichtlich 
ein Problem. Trotzdem wird im öf-
fentlichen Diskurs weiter so getan, 
als käme die Gefahr vorrangig von 
rechts.

Und während in Bern Chaoten Stei-
ne werfen, reichen in Zürich Grüne, AL, 
Juso und Gewerkschaften Beschwerde 

gegen das neue Polizeigesetz ein — 
jenes Gesetz, das vom Volk mit fast 64 
Prozent angenommen wurde und genau 
solche Ausschreitungen eindämmen 
soll.

Das ist grotesk: Statt die Polizei zu 
stärken, will man jene schwächen, die 
uns schützen.

Unsere Polizei verdient Rückende-
ckung – nicht Belehrung. Gerade die 
jüngsten parlamentarischen Vorstösse 
zeigen leider, dass gewisse Kreise die 
wahren Probleme und Risiken verken-
nen. Man beschäftigt die Polizei lieber 
mit Vorstössen zu Political Correctness, 
anstatt sie in ihrer Kernaufgabe zu un-
terstützen: für Sicherheit und Ordnung 
zu sorgen.

Die SP und ihre Jugendorganisati-
on müssen das Gewaltproblem in 
den eigenen Reihen in den Griff be-

kommen, anstatt ständig mit morali-
schem Zeigefinger auf andere zu zei-
gen.

Solange linke Parteien zu Gewalt und 
Extremismus in den eigenen Reihen 
schweigen, verlieren ihre Appelle an 
Toleranz, an Glaubwürdigkeit.

Die SVP steht für Freiheit, Sicherheit 
und Rechtsstaat – und für ein Zürich, 

das wehrhaft bleibt gegenüber Antifa, 
Gewalt und Hass.

Das nächste Wochenende wird zeigen, 
ob Zürich aus Bern gelernt hat – und 
ob wir den Mut haben, Gewalt und Ex-
tremismus konsequent zu stoppen.

Verlesen von Tobias Weidmann, 
Fraktionspräsident SVP

Einladung zum Herbstanlass  

Führung durch die Sammlung Spörri in Ehrikon 
Ausstellung alter Landmaschinen und Geräte 

http://svp-russikon.ch

Wann:  Dienstag, 4. November 2025 

Zeit:  ab 17:30 Uhr 

Wo:   Hauptstrasse 54, 8489 Ehrikon  
  (bei AVIA-Tankstelle) 

Was:  Führung  
  Festbeiz im Museum (beheizt) 
  Unterhaltung mit Hans Stoll 

Kosten: Unkostenbeitrag für Führung  
  und Grillwurst CHF 25.00 
  (Getränke nicht inbegriffen) 

Weitere Infos unter: https://www.sammlung-spoerri.ch/index.htm

Anmeldung bis 29. Oktober 2025 an 

Telefon: 079 355 66 94 

oder auf unserer Webseite 
https://www.svp-russikon.ch/anmeldung/ 

«Die SVP steht für Freiheit, 
Sicherheit und Rechtsstaat.»

 
 
 
 
 
 
Wir laden Sie freundlich zu unserem politischen Diskussions-Forum 
ein. 

Der Anlass ist öffentlich. Alle sind herzlich willkommen! 
 
 

FFrreeiittaagg,,  3311..  OOkkttoobbeerr  22002255,,  aabb  11880000  UUhhrr  mmiitt  
 
 

  MMaarrcc  BBoocchhsslleerr  
 Kantonsrat SVP Wettswil 
 Mitglied der Finanzkommission 
 
  FFiinnaannzzppoolliittiikk  KKaannttoonn  ZZüürriicchh  

  
 

  OOrrtt::  
  Restaurant Bürgli 
   Seebacherstrasse 65 
   8052 Zürich 
 
  PPrrooggrraammmm:: 
 ab  1800 Uhr Eintreffen 
  1815 Uhr Referat 
 1845 Uhr Fragen und Diskussion 

 1915 Uhr geselliges Beisammensein 
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MEDIENMITTEILUNG DER JUNGEN SVP KANTON ZÜRICH

Cervelat statt Halal-Sugus – Wer hier lebt,  
muss sich anpassen!
Die Junge SVP Kanton Zürich wehrt sich entschieden gegen die zunehmende Islamisierung unseres Alltages  
und den Aufbau von Parallelgesellschaften mitten in der Schweiz.

Während traditionsreiche Produkte 
wie Cervelat für Schweizer Kultur und 
Handwerk stehen, passen sich die 
(zuvor) beliebten Sugus fragwürdigen 
religiösen Vorgaben an – neu sind die 
Zältli halal, aber leider nicht mehr ge-
niessbar. Solche Entwicklungen zeigen, 
wie stark sich Teile der Gesellschaft 
vor Minderheiten beugen, statt unsere 
Werte selbstbewusst zu verteidigen und 
hochzuheben.

Am 20. Oktober hätte in Dietikon 
ein sogenanntes «Halal-Gym» mit ge-
schlechtergetrennten Trainingsräumen 
und speziellen Gebetsbereichen eröff-
net – wäre das zuständige Bauamt nicht 
aufgrund fehlender Unterlagen seitens 
der Betreiber eingeschritten. Was uns 

hier als Rücksichtnahme und Offenheit 
verkauft wird, ist in Wahrheit ein weite-
rer Schritt zu einer Parallelgesellschaft, 
die mit Integration nichts am Hut hat. 
Wer in der Schweiz leben will, soll sich 
anpassen, nicht umgekehrt – Punkt.

Besonders erschreckend ist, dass die 
islamische Radikalisierung zunehmend 
auch die Verletzlichsten unserer Gesell-
schaft trifft, wie die Berichterstattung 
von «20 Minuten» kürzlich zum Vor-
schein brachte: Bereits kleine Mädchen 
werden zu Kopftüchern gezwungen. 
Das ist ein alarmierendes Signal. Kopf-
tücher stehen für Nicht-Integration und 
die Unterdrückung von Frauen. Auf 
Köpfen von Kindern haben sie definitiv 
nichts verloren.

Die Junge SVP Kanton Zürich 
fordert:

	– Klare Grenzen gegenüber religiösem 
Separatismus;

	– Keine staatliche Unterstützung für 
Organisationen jeder Art, die Ge-
schlechtertrennung oder religiöse Son-
derregeln fördern;

	– Mut zur eigenen Kultur. Der Cervelat 
gehört zur Schweiz – das Halal-Gym 
nicht!

«Wer hierherkommt, soll sich integrie-
ren, Schweizerdeutsch lernen und un-
sere Werte respektieren. Wir passen uns 
nicht dem Islam an – wir stehen zu un-
serem Land, zu unserer wunderschö-
nen Kultur und unseren Traditionen», 
schliesst Naemi Dimmeler, Präsidentin 
der Jungen SVP Kanton Zürich, ab.

FREISINNIGE EU-TURBOS

Voraussehbar
Auf die Frage, wie die Parole zur EU-Anbindung bei der FDP herauskom-
me, sagte ich auf «Teleblocher» am Vortag: «Das gibt sicher ein Ja. 
Die sind für diese Verträge, das ist alles zementiert. […] Und das mit dem 
Ständemehr, das glaube ich ihnen grad auch noch nicht.»

Für diese Aussage musste ich wahr-
lich kein Prophet sein. Die Partei hat 
1992 den Beitritt zum EWR und zur 
EU glühend befürwortet (wobei ihre 
besten Köpfe zwar auf unserer Seite 
kämpften). FDPler behaupteten damals, 
es werde von Brüssel keine bilatera-
len Verträge mehr geben. Die FDP hat 
1995 sogar den EU-Beitritt beschlossen. 
Und Alt Bundesrat Pascal Couchepin, 
der sich im Vorfeld zu Wort meldete, 
ist ebenfalls ein EU-Beitrittsbefürwor-
ter und war (oder ist) Mitglied der 
Neuen Europäischen Bewegung (Nebs).

Ich wunderte mich, dass die FDP-na-
he NZZ glaubte, bei der freisinnigen 
Delegiertenversammlung vom Sams-
tag sei irgendetwas «unberechenbar» 

gewesen und es hätte ein überraschen-
des «Zufallsmehr» möglich sein kön-
nen. Doch muss die FDP jetzt nach der 
erwarteten Ausschaltung des Stände-
mehrs damit leben, dass sie diese EU-
Verträge – die eindeutig über der Ver-
fassung stehen und die Bundesverfas-
sung direkt verändern – faktenwidrig 
nicht dem Ständemehr unterstellen 
will. Petra Gössi muss diese Ausschal-
tung der Kantone jetzt in Schwyz ver-
antworten, Andrea Caroni in Appen-
zell Ausserrhoden und Hans Wicki in 
Nidwalden.

Wer sich in der Schweizer Politik 
auskennt, kann sich nur wundern, 
wie der glasklar voraussehbare FDP-
Entscheid von den Journalisten als 
atemberaubender, spannungsgelade-
ner Krimi beschrieben wurde. Das ein-
zig Überraschende war, dass EU-Turbo 
Simon Michel dem gegnerischen Alt 
Bundesrat Johann Schneider-Ammann 
geistigen Zerfall vorwarf. Das erstaunt 
bei einer Partei, die immer wieder poli-
tischen Anstand predigt.

Christoph Blocher
Alt Bundesrat SVP 
Herrliberg

SCHUTZ & RETTUNG
    ZÜRICH 

Samstag, 8. November 2025

Ausflug mit der SVP Züri 11 
zur Schutz & Rettung Zürich / Wache Süd 

13:45 Uhr 
Treffpunkt vor dem Eingang: Weststrasse 4, 8003 Zürich

Die Teilnehmerzahl ist beschränkt:
Anmeldungen bis spätestens 4.11.2025
an peter.schick@bluewin.ch

svp-zuerich11.ch

Alle sind herzlich willkommen!

Anschliessend sind Sie herzlich
zum Apéro eingeladen.
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Als Zeichen für Schweizer Kultur und gegen religiöse Extra-Würste verteilte die 
Junge SVP Kanton Zürich am vergangenen Dienstag gratis Cervelats in Dietikon. 
Die Schweiz braucht keine Anpassung, sondern Rückgrat.� Bild: zVg

Die FDP lehnt ein Ständemehr für die Annahme der 
EU-Verträge ab und will damit die Kantone aushebeln.� Bild: Adobe Stock

NR Mauro Tuena warb für ein Ja zur Mobilitätsinitiative, während NR Bruno Walliser für ein 
Nein zur Juso-Initiative sowie der Service-citoyen-Initiative votierte.� Bild: zVg

GUTE STIMMUNG AUF DEM ZÜRICHSEE

SVP-Mitglieder in voller Fahrt auf der «MS Etzel»
Die letzte Schifffahrt in diesem Jahr mit der «MS Etzel» stand unter dem Zeichen der Sicherheitspolitik 
und der Mobilitätsinitiative. Die Nationalräte Mauro Tuena und Bruno Walliser berichteten ausführlich aus ihrem 
politischen Alltag.

Einmal mehr durfte die SVP des Kan-
tons Zürich dank eines grosszügigen 
Sponsors auf eine Schifffahrt mit der 
«MS Etzel» einladen. Es standen span-
nende Referate von den Nationalräten 
Mauro Tuena und Bruno Walliser auf 
dem Programm.

JA zur Mobilitätsinitiative
Mauro Tuena amtet im Co-Präsidium 
der Mobilitätsinitiative. Mit viel Herz-
blut erklärte er den Teilnehmern der 
Schifffahrt die Wichtigkeit dieser Ab-
stimmungsvorlage vom 30. November 
2025. Mit der Mobilitätsinitiative wol-
len SVP, FDP und Die Mitte gemeinsam 
mit dem TCS und dem ACS Tempo 50 
auf Hauptverkehrsachsen beibehalten. 
Reduktionen sind nur in Ausnahme-
fällen zu erwägen. Die Mobilitätsiniti-
ative verhindert Stau, rettet Leben, 
indem Blaulichtorganisationen nicht 
behindert werden, schützt Quartiere 
vor Ausweichverkehr und verhindert 
flächendeckendes Tempo 30.

NEIN zur Juso-Enteignungsinitiative
Im zweiten Teil des Nachmittags erklär-
te Nationalrat Bruno Walliser den Anwe-
senden, weshalb die Juso-Initiative abge-
lehnt werden muss: Familienunterneh-
men würden zerschlagen und der Mit-
telstand müsste schlussendlich für die 
milliardenhohen Steuerausfälle bezahlen.

Auch zur «Service-citoyen-Initiative», 
welche von jeder Person mit Schweizer 
Bürgerrecht einen Dienst zugunsten 
der Allgemeinheit und der Umwelt for-
dert, empfiehlt die SVP ein klares NEIN. 
Hier würden vor allem die Gewerbe-
treibenden bestraft, indem alle ihre Mit-
arbeiter während dreier Wochen pro 
Jahr nicht im Betrieb wären.

Beide Referenten sind sich einig: Die 
sicherheitspolitische Lage in der Schweiz 
ist angeschlagen. Die SVP setzt alles 
daran, dass wieder besser für Recht und 
Ordnung gesorgt wird, für eine sichere 
und freie Schweiz!

Die Herbstfarben an den Ufern des Zü-
richsees boten ein wunderbares Bild. Ge-

nauso war auch die Stimmung auf dem 
Schiff bei Kaffee und Kuchen zwischen 
den beiden Referaten. Die Besucherinnen 
und Besucher haben sich rege unterhal-
ten und den anwesenden Nationalräten 
zahlreiche Fragen gestellt. Für viele war 
es ein besonderes Erlebnis, persönlich mit 
einem Nationalrat sprechen zu dürfen.

Dank Sponsor auch 2026 
wieder Schifffahrten
Dank des grosszügigen Sponsors darf 
die SVP des Kantons Zürich auch im 
nächsten Jahr wiederum sechs Schiff-
fahrten mit der «MS Etzel» auf dem Zü-
richsee anbieten. Die erste Schifffahrt 
im neuen Jahr findet am Mittwoch, 
27. Mai 2026, statt und steht unter dem 
Zeichen der Nachhaltigkeitsinitiative. 
Der Anlass wird im April im Zürcher 
Bote ausgeschrieben. Geniessen Sie Poli-
tik auf dem schönen Zürichsee!

Marlies Pfister, 
Fraktionssekretärin SVP Kanton Zürich, Egg
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JA ZUR MOBILITÄT FÜR ALLE

Start in den Abstimmungskampf
Diesen Montag ist das Komitee «JA zur Mobilität für alle» in den Abstimmungskampf für die Mobilitätsinitiative 
gestartet. Die Initiative stellt sicher, dass der Verkehr auf den Hauptachsen im Kanton Zürich fliesst – zum Nutzen aller, 
die auf Mobilität angewiesen sind.

Wer mit dem Auto oder dem öffentli-
chen Verkehr unterwegs ist, will eines: 
ankommen. Doch immer öfter herrscht 
auf Zürcher Hauptstrassen Stillstand. 
Künstliche Tempobeschränkungen brem-
sen den Verkehr aus. Die Folgen: Sto-
ckender Verkehr, Stress und Zeitverlust 
für Pendler, Gewerbe und ÖV.

Hier setzt die Mobilitätsinitiative an: 
Sie sorgt für einheitliche Regeln auf 
den Hauptstrassen und verhindert 
ideologische Verkehrsbehinderungen, 

Ausnahmen bei Schulhäusern oder 
gefährlichen Kreuzungen bleiben 
möglich. «Mit der Mobilitätsinitiative 
stellen wir die bewährte Hierarchie 
der Strasse, Tempo 50 auf Hauptach-
sen, Tempo 30 in Quartieren, wieder 
her», hält Ueli Pfister, Kantonsrat SVP, 
fest.

Mauro Tuena, Nationalrat SVP, wei-
ter: «Mit der Mobilitätsinitiative gewähr-
leisten wir, dass der Verkehr in Zürich 
wieder fliesst.»

Weg frei für die Feuerwehr
In dicht besiedeltem Gebiet muss die 
Feuerwehr innerhalb von maximal 10 
Minuten nach Alarmierung mit einem 
Einsatzelement von mindestens 10 Per-
sonen an der Einsatzstelle eintreffen. 
Tempo 30 verhindert das zusehends.

Beat Hirter, Präsident des kantona-
len Feuerwehrverbands, sagt: «Es ist 
immer schwieriger, rechtzeitig am Ein-
satzort zu sein.» Die Mobilitätsinitiative 
sorgt dafür, dass der Weg im Notfall frei 

ist und die Rettungskräfte schnell vor 
Ort sind.

Quartiere vor Ausweichverkehr 
schützen
Viele Quartiere sind bereits tempoberu-
higt. Das ist richtig und unbestritten. 
Hier sollen Kinder sicher spielen, Fa-
milien ruhig wohnen und Senioren ge-
fahrlos unterwegs sein können. Doch 
wenn der Verkehr auf Hauptstrassen 
mit Tempo 30 künstlich gebremst wird, 
weicht er in die Quartiere aus. Das be-
deutet: mehr Lärm, mehr Gefahren, we-
niger Lebensqualität. Durch die klare 
Trennung zwischen Durchgangsver-
kehr und Quartierstrassen schützt die 
Mobilitätsinitiative Quartiere vor Aus-
weichverkehr.

Nein zu flächendeckend Tempo 30
Was heute in einzelnen Städten beginnt, 
droht zur Norm zu werden: Flächende-
ckend Tempo 30 auch auf Hauptstras-
sen. Die Mobilitätsinitiative setzt hier 
ein klares Stoppsignal. Sie verhindert 
eine schleichende flächendeckende Tem-
poreduktion und schützt damit die Leis-
tungsfähigkeit unserer Verkehrsadern – 
für eine pragmatische und vernünfti-
ge Mobilitätspolitik, die alle Verkehrs-
teilnehmenden berücksichtigt.

Breite Allianz für eine 
pragmatische Verkehrspolitik
Neben den drei Parteien SVP, FDP und 
Die Mitte unterstützen auch der Regie-
rungsrat, der Kantonsrat sowie etliche 
Verbände die Mobilitätsinitiative, dar-
unter der TCS, der ACS, die Zürcher 
Handelskammer, der Hauseigentümer-
verband und der KMU- und Gewerbe-
verband Kanton Zürich (KGV).

Mit schöner Regelmässigkeit be­
lehren uns mit Steuergeld finan­
zierte Experten. Besonders wit­
zig ist das, wenn es sich um hier 
wohnhafte Personen aus Deutsch­
land handelt, die uns erklären, 
wie wir die Probleme lösen sollen, 
die durch die Zuwanderung ent­
standen sind.
Ein solches Problem ist die Woh­
nungsknappheit. Zahlreiche ge­
bildete Köpfe trichtern uns pau­
senlos ein, dass mit mehr Verdich­
tung noch locker zwei Millionen 
oder mehr zusätzliche Zuwanderer 
aufgenommen werden könnten. 
Auch ETH-Professor David Kauf­
mann sieht das so. Er findet, der 
Traum vom Eigenheim sei nicht 
mehr zeitgemäss und fordert (nie 
wird empfohlen, sondern immer 
gefordert) das Ende von Einfa­
milienhäusern. Auch bezüglich 
Nachhaltigkeit seien 35 Quadrat­
meter pro Person statt wie aktu­
ell 46 mehr als genug. Verdichten 
und in die Höhe bauen, Ostblock-
Plattenbauten statt gemütliche 
Wohnquartiere – damit immer 
noch mehr Zuwanderer kommen 
können.
Lange kann es nicht mehr dau­
ern, bis Experten und Denkfab­
riken die Wohngemeinschaft für 
alle fordern. Damit es nicht zu 
Diskussionen kommt, wird aus­
gelost. So kann es dazu kommen, 
dass Ihnen zwei Mitbewohner zu­
geteilt werden, weil Ihre Woh­
nung über 100 Quadratmeter ver­
fügt. Vielleicht werden das zwei 
Grüne sein. Beim gemeinsamen 
Kochen des Tofuschnitzels kann 
dann der Ämtliplan besprochen 
werden. Hat Ihr Mitbewohner 
sein Lastenvelo wieder zu nah am 
Eingang parkiert? Kein Problem, 
er wird in Zukunft darauf ach­
ten – im Gegenzug dazu, dass Sie 
wegen des Klimas nur noch alle 
zwei Wochen duschen. Trösten 
Sie sich damit, dass es schlimmer 
kommen könnte. Mit etwas Pech 
bei der Verlosung könnte nämlich 
Bundesrat Jans in Ihrer Wohnung 
stehen, der gleich noch ein paar 
Asylanten mitbringt.
Jetzt lachen Sie noch, aber von 
linker Seite kommen immer wie­
der absurde Vorschläge gegen 
die Wohnungsknappheit. So auch 
das Vorkaufsrecht für den Staat, 
über das wir am 30. November 
abstimmen. Wenn das Volk das 
Recht auf sein Wohneigentum 
verlöre, wäre es nicht mehr weit, 
bis linke Professoren Enteignun­
gen fordern würden. Und beson­
ders kluge Denkfabriken würden 
Wohnkategorien für Menschen 
wie bei den Hühnern propagieren: 
Käfig-, Freiland- und Bodenhal­
tung. Lehnen Sie darum die Vor­
kaufsinitiative ab, sonst müssen 
Sie den Ihnen zugeteilten Quad­
ratmeter im Hühnerstall vielleicht 
bald mit Bundesrat Jans teilen. 
Und weil Sie weder Asylant noch 
Gefängnisinsasse sind, könnten 
Sie beim Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte nicht einmal 
gegen diese neue Wohnsituation 
klagen.

In der WG mit 
Bundesrat Jans

von
Tobias Infortuna 

Fadegrad

Die Mobilitätsinitiative verhindert eine schleichende flächendeckende Temporeduktion und 
schützt damit die Leistungsfähigkeit unserer Verkehrsadern.� Bild: zVg

AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Linke sind verantwortlich für die Missstände: Staats- und Politversagen 
im Kita-Bereich darf nicht mit Steuergeldern überdeckt werden
Die Rahmenbedingungen im Kita-Bereich haben vor allem linke Politiker geprägt. Der Zustand bei den Kitas 
ist also auch eine Bewertung der linken Rezepte. Und der Zustand ist schlecht: Skandale erschüttern die 
Branche, Betreiber sowie Eltern kritisieren die hohen Kosten, bis zur Hälfte der Betriebe machen finanzielle Verluste. 
Bewertung der linken Rezepte: Note 1 – durchgefallen!

Die Stadt Zürich gibt rund 100 Millionen 
Steuerfranken für die familienergän-
zende Kinderbetreuung im Vorschulbe-
reich aus. Gemäss einem Bericht der Be-
ratungsfirma KPMG, den die Stadt Zü-
rich in Auftrag gegeben hat, machte im 
Jahr 2019 die Hälfte der Kitas rückwärts. 
Trotz Dutzender Millionen Steuerfran-
ken an Geldflüssen.

Der Staat ist das Problem
Das Hauptproblem ist die Überregulie-
rung durch den Staat, welche alles mas-
siv verteuert. Es geht um falsch gesetz-
te Betreuungsschlüssel, unnötige Aka-
demisierung der Angestellten, bauliche 
Vorschriften und unzählige weitere Auf-
lagen. Das zweite Problem: Die staatli-
chen Subventionen, die unrentable Be-
triebe knapp am Leben halten und so 
den Markt aushebeln. Die Lösung: Es 
braucht grössere Betriebe mit einer zen-
tralen Verwaltung sowie Reformen der 
staatlichen Rahmenbedingungen.

Massiver Kita-Ausbau
Auch der Stadtrat unter Führung von 
Raphael Golta (SP) sieht die Entwicklung 
kritisch. Das Sozialdepartement veror-
tet ein grosses Problem im Überange-
bot an Kitas. Der Anstieg ist beachtlich: 
2016 boten 299 Kitas 5999 Betreuungs-
plätze. Vier Jahre später gab es fast dop-
pelt so viele. «Es ist aber nicht die Auf-
gabe der Stadt, dieses Überangebot zu 
finanzieren», sagte die Sprecherin des 
Sozialdepartements im Jahr 2022.

Und was machen nun die Linken, die 
für diese Missstände politisch verant-
wortlich sind? Sie wollen nochmals über 
20 Millionen Steuerfranken pro Jahr ins 
marode System pumpen – anstatt ihre 
Arbeit richtig zu machen. Das ist ver-

antwortungslos und schiebt die Prob-
leme nur auf. Durch die Inflation wer-
den bald auch neue Millionenzuschüs-
se nicht mehr reichen – auch weil die 
strukturellen Probleme bleiben werden.

Steuererhöhungen drohen
Und Stadtrat Golta? Kein Wort mehr zum 
millionenteuren Überangebot. Keine 
Vorschläge, wie er den Kita-Markt fit 
machen will. Keine Vorschläge, keine 
Ideen, kein Wille. In der laufenden Le-

gislatur haben es die linken Mehrhei-
ten im Stadt- und Gemeinderat zudem 
fertiggebracht, das städtische Budget um 
über 2000 Millionen Franken jährlich 
wiederkehrende Ausgaben hochzutrei-
ben. Beim ÖV-Ticket sollen nochmals 
140 Millionen Franken dazukommen, 
dann noch 60 Millionen Franken für 
städtische Prämienverbilligungen und 
eben 20 Millionen Franken oder mehr 
bei den Kitas. Ein Ende ist nicht in 
Sicht.

Weniger Staat, mehr Freiheit
Die Linken treiben die Stadt Zürich in 
die nächste Steuererhöhung und in die 
Zahlungsunfähigkeit. Es gilt, Verant-
wortung zu übernehmen, strukturelle 
Probleme dürfen nicht mit Geldern 
überdeckt werden. Das sind kurzfristi-
ge Scheinlösungen, die Millionen an 
Steuerfranken vernichten. Die Lösung 
lautet auch im Kita-Bereich: Weniger 
Staat, mehr Freiheit. Die SVP reichte 
mit Begleitvorstössen zur Parlamenta-
rischen Initiative konkrete Vorschläge 
ein.

SVP-Gemeinderatsfraktion  
der Stadt Zürich

Der Kita-Bereich ist staatlich überreguliert, was den Betrieb massiv verteuert. Die Linken wollen aber  
keine strukturellen Reformen, sondern noch mehr Steuermillionen ins marode System pumpen.� Bild: zVg
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SVP DÄNIKON-HÜTTIKON

Für fliessenden Verkehr statt Stau
Die SVP-Lokalpartei Dänikon-Hüttikon hat am 21. Oktober 2025 anlässlich 
der Mitgliederversammlung die Abstimmungsvorlagen für den  
30. November 2025 diskutiert. Über die Mobilitätsinitiative referierte 
Christian Lucek, Alt Kantonsrat.

Mit Interesse folgten die SVP-Mitglieder 
an der Versammlung den Erläuterun-
gen zu den verschiedenen Vorlagen der 
kommenden Abstimmungen. Christi-
an Lucek stellte die Mobilitätsinitiati-
ve vor, welche er aus dem Initiativko-
mitee bestens kennt. Die Erläuterun-
gen für eine schnellere Rettung anstatt 
eines Ausbremsens mit Tempo 30 stiess 
bei den anwesenden Feuerwehrleuten 
auf Zustimmung. Unternehmer Kenny 
Eichenberger steht für einen fliessen-

den Verkehr anstatt Stau ein und mit 
der Initiative wird für ruhigere Wohn-
quartiere anstelle von Ausweichverkehr 
gesorgt.

Weiter stellte die Ortspartei die Wei-
chen für die kommenden kommunalen 
Abstimmungen im März 2026 und 
freute sich über einen Mitgliederbei-
tritt.

Fabian Schenkel, 
Präsident SVP Dänikon-Hüttikon

SVP GOSSAU ZH

Sehr gut besuchte Dorfführung durch 
das Gossauer Unterdorf
Die SVP Gossau ist sehr zufrieden mit der Dorfführung durch das Gossauer Unterdorf vom vergangenen Sonntag. 
Über 150 Interessierte folgten der Einladung und fanden sich zur Führung im Gossauer Unterdorf ein.

Nach der Begrüssung um 10.00 Uhr 
beim Kreisel Mönchaltorferstrasse folg-
te die Einführung ins Thema durch Alt 
Gemeinderat Fredi Wäfler, welcher die 
Dorfführung initiierte und damit an 
die früheren Dorfumgänge der SVP 
Gossau in den 80er-Jahren anknüpfte, 
welche damals mit dem Ortschronisten 
Jakob Zollinger stattfanden.

Für die Neuauflage des Dorfumgan-
ges konnte Fredi Wäfler den Journalis-
ten und Ortshistoriker Heinz Girschwei-
ler sowie als Zeitzeugen den im Gossau-
er Unterdorf aufgewachsenen Res Leh-
mann gewinnen. Neben den historischen 

Aspekten sorgten die Bauabteilung der 
Gemeinde Gossau mit ihrer politischen 
Vorsteherin, Gemeinde- und Kantonsrä-
tin Elisabeth Pflugshaupt (SVP), und die 
Wasserversorgung Gossau mit Samu-
el Kunz für sachkundige Auskünfte 
zu dem laufenden Bauprojekt. Der Kan-
ton als eigentlicher Bauherr liess sich da-
gegen entschuldigen, da Sonntag sei.

Mit kompetenten Referenten und 
einem Mikrofon samt leistungsstarker 
mobiler Box fand so die Führung von 
Kreisel zu Kreisel statt. Die Bevölkerung 
konnte so etwa erfahren, wo früher 
der Leichenwagen samt Pferd stationiert 

war und in welchem Restaurant sich 
früher die «Gossauer Halbwelt» zu Spiel 
und Geschäften traf.

Die unterirdische Durchleitung des 
Gossauer Baches spielte für das Unter-
dorf in den letzten 100 Jahren schon 
immer eine grosse Rolle, was sich im 
aktuellen Bauprojekt gerade wieder be-
stätigt. So wird das Unterdorf wohl bis 
Anfang 2027 ganz oder teilweise zur 
Durchfahrt gesperrt sein, bis die neue 
Einfassung des Baches und die Kanali-
sation und sonstigen Werkleitung fer-
tiggestellt sind.

Dank der Baustelle konnte nun im-
merhin die Dorfführung ohne Verkehr 
stattfinden. Ein alter Gossauer konnte 
dem eingedolten Dorfbach aber schon 
früher Positives abgewinnen. So sei es 
in den 50er-Jahren die Mutprobe unter 
den Kindern gewesen, den Kanal mit 
einer Kerze zu durchqueren.

Geselliges Beisammensein
Nach vielen Anekdoten zum Dorfleben 
und Detailinformationen zum Baupro-
jekt fand sich die Führung schliesslich 
beim Restaurant Frohsinn ein. Nach 
den Dankesworten von Kantonsrat Da-
niel Wäfler (SVP) sorgte die Festwirt-
schaft mit Raclette und Würsten für 
das leibliche Wohl der Bevölkerung. Bei 
schönem Herbstwetter wurde weiter 
über Vergangenes und Zukünftiges in 
Gossau diskutiert. Mit geselligem Bei-
sammensein klang der Anlass gegen 
Abend langsam aus und wird in guter 
Erinnerung bleiben.

MEDIENMITTEILUNG DER SVP DER STADT ZÜRICH

SVP kritisiert Tempo-30-Pläne 
der Stadt Zürich
Die SVP kritisiert die am Mittwoch vorgestellten Pläne der Stadt Zürich, 
auf allen Strassen rund um den Hauptbahnhof Zürich Tempo 30 einführen 
zu wollen, aufs Schärfste.

Die vorgestellten Pläne des Stadtrats 
sehen vor, im Strassenraum rund um 
den Hauptbahnhof Zürich weiträu-
mig und flächendeckend Tempo 30 
einzuführen. Dies geschehe «aus Sicher-
heitsgründen», wie die Stadt in einer 
Mitteilung schreibt. Dass es sich dabei 
um ein vorgeschobenes Argument han-
deln dürfte, liegt auf der Hand: «Mit der 
Herabsetzung der Höchstgeschwindig-
keit rund um diesen wichtigen Ver-
kehrsknotenpunkt verfolgt die linke 
Stadtregierung ihr Ziel konsequent 
weiter, die Stadt Zürich für Autofah-
rer so unattraktiv wie nur möglich zu 
gestalten», meint SVP-Co-Präsident und 
Kandidat fürs Stadtpräsidium, Ueli Ba-
mert. Dabei wäre es insbesondere in den 
Randstunden wichtig, auch in der In-
nenstadt zügig voranzukommen, was 
mit der geplanten, undifferenzierten 
Geschwindigkeitsbeschränkung nicht 
mehr möglich wäre.

Übergeordnetes Recht gilt  
auch für die Stadt
Dabei würde eigentlich auch für die 
Stadt Zürich gelten, was der Bund in 
der eidgenössischen Verkehrsregelver-
ordnung vorgibt: «Die allgemeine Höchst-

geschwindigkeit für Fahrzeuge beträgt 
unter günstigen Strassen, Verkehrs- 
und Sichtverhältnissen 50 km/h in Ort-
schaften.» Einmal mehr foutiert sich 
der linksgrün dominierte Stadtrat also 
um übergeordnetes Recht. Offensicht-
lich soll mit dieser Massnahme bereits 
heute der Weg zu dem vor einem 
Monat vorgestellten, autofreien «Stadt-
raum Hauptbahnhof 2050» geebnet 
werden.

Jetzt erst recht:  
JA zur Mobilitätsinitiative
Bei Einschränkungen auf wichtigen 
verkehrsführenden Strassen von über-
geordneter Bedeutung wie jenen rund 
um den Hauptbahnhof hat bekanntlich 
auch der Kanton ein Wörtchen mitzu-
reden. Doch auch dies scheint die Stadt-
oberen nicht zu interessieren. «Umso 
wichtiger ist es, dass die Bevölkerung 
am 30. November JA zur kantonalen 
Mobilitätsinitiative sagt», mahnt SVP-
Gemeinderat und Verkehrspolitiker Ste-
phan Iten. Nur so kann die bevormun-
dende und autofeindliche Politik der 
Stadt Zürich eingegrenzt und die zwang-
hafte, flächendeckende Einführung von 
Tempo 30 verhindert werden.

v.l.n.r.: Beatrice Derrer (Kantonsrätin), Kenny Eichenberger (Unternehmer),  
Fabian Schenkel (Präsident SVP Dänikon-Hüttikon), Christian Lucek 
(Alt Kantonsrat, Initiativkomitee).� Bild: zVg

Eine Vielzahl an Interessierten nahm an der Führung im  
Gossauer Unterdorf teil.� Bild: zVg

Einladung  

zur Abstimmungsarena

der SVP Bezirk Hinwil

Spenden: CH84 0070 0114 8037 2612 2

Es diskutieren:

svp-zuerich.ch

Abstimmungspodien, Bachtelpreisvergabe
und Informationen über das GZO

Programm:
ab 18:15 Uhr: Besichtigung und Apéro,
   Diskussionen mit den
   Politiker-innen
ca. 19:30 Uhr: Podiumsdiskussionen
         

Wo:  
FBW-Museum
Zürcherstrasse 95
8620 Wetzikon

Wann: 
28. Oktober 2025

Daniel Wäfler,
Kantonsrat SVP
PRO Mobilitäts-
initiative

Mandy Abou Shoak,
Kantonsrätin SP
CONTRA Mobilitäts-
initiative

Benjamin Walder,
Kantonsrat Grüne
PRO „Initiative für eine 
Zukunft“

Martin Hübscher,
Nationalrat SVP
CONTRA „Initiative
für eine Zukunft“

Ein Abend für alle! 
Auch Nicht-SVP-Mitglieder 
sind herzlich willkommen!

Zudem:
Bachtelpreisvergabe mit
Alt Bundesrat Ueli Maurer 
Junge Personen in der SVP 
und ihre Perspektiven      

Durchs Programm führt:
René Schweizer,
Präsident der SVP Bezirk Hinwil

Weitere Infos: 
svp-oberland.ch

Sie lieben die Schweiz?
Treten Sie noch heute der SVP bei  
und setzen Sie sich für unser Land ein.
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SVP-STAMM

Bezirk Bülach / Bachenbülach
Jeden zweiten Mittwoch im Monat, ab 
19.00  Uhr, Lokalität gemäss www.svp-
bachenbuelach.ch. 

Bezirk Bülach / Embrach
Jeden letzten Sonntag im Monat, ab 10.30 Uhr, 
Wöschhüsli, Oberdorfstrasse 15, Embrach. 

Bezirk Dielsdorf / Dielsdorf
Jeden Dienstag, 16.00 – 21.00 Uhr, Restau-
rant Altes Gerichtshaus, Wehntalerstrasse 47, 
Dielsdorf. 

Bezirk Dietikon / Birmensdorf 
und Urdorf
Jeden ersten Samstag im Monat, ab 10.00 Uhr, 
Alterszentrum am Bach, Bistro, Bachstrasse 1, 
Birmensdorf. 

Bezirk Horgen / Adliswil
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 
19.30 Uhr, Restaurant Pot Belly’s, Soodring 21, 
Adliswil. 

Bezirk Horgen / Thalwil
Jeden ersten Montag im Monat, ab 19.00 Uhr, 
Restaurant Höfli, Farbsteig 17, Thalwil. 

Bezirk Meilen / Stäfa
Jeden zweiten Dienstag im Monat, 19.00 – 
22.00 Uhr, mit Nachtessen, Ort siehe www.
svp-staefa.ch. 

Bezirk Pfäffikon / Pfäffikon
Jeden ersten Samstag im Monat, 11.00 – 
12.00 Uhr, Restaurant Hecht, Usterstrasse 8, 
Pfäffikon. 

Bezirk Uster / Uster
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 
18.30 Uhr, Lokalität gemäss https://event.
evagic.com/svp-uster. 

Stadt Winterthur
Jeden ersten Donnerstag im Monat, 18.30 Uhr, 
Restaurant Rössli, Rössligasse 7, Winterthur. 

Stadt Winterthur / Wülflingen
Jeden Samstag, 11.00 – 12.30 Uhr, Taverne 
zum Hirschen, Lindenplatz 2, Winterthur. 

Stadt Zürich / Kreis 6
Jeden ersten Dienstag im Monat, 19.00 Uhr, 
Wild West Steakhouse Texas, Winterthurer-
strasse 175, Zürich. 

Stadt Zürich / Kreis 12
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 
19.00 Uhr, Schwamedingerhuus, Schwamen-
dingerplatz 2, Zürich. 

Junge SVP Kanton Zürich
Alle Events der Jungen SVP Kanton Zürich 
findest du auf unseren Social Media Channels 
oder auf unserer Website www.jsvp-zh.ch.

SVP-VERANSTALTUNGEN

Bezirk Affoltern / Bonstetten
Dienstag, 4. November 2025, 19.30  Uhr, 
Abstimmungspodium, Gemeindesaal, Am 
Rainli 4, Bonstetten, mit Nationalrat Mauro 
Tuena und Kantonsrat Ueli Pfister.

Mittwoch, 26. November 2025, 15.00  – 
20.00 Uhr, Chlaustreffen, Zentrum Burgwies, 
Bonstetten.

Bezirk Andelfingen
Mittwoch, 5. November 2025, 11.30 Uhr, 
Polit-Lunch, Hotel-Restaurant Baumgarten, 
Rudolfingerstrasse 2, Benken, mit Richterin 
Evelyne Steiner. Mittagessen auf Kosten der 
Teilnehmer. Anmeldung bis 2. November 
2025 (mit Wahl Fleisch oder vegetarisch) 
unter ycaspar@sunrise.ch.

Bezirk Andelfingen / Stammheim
Donnerstag, 30. Oktober 2025, 19.00 Uhr, 
Abstimmungspodium, Restaurant Schwert, 
Hauptstrasse 7, Oberstammheim, mit Na-
tionalrätin Therese Schläpfer und Kantons-
rat Paul Mayer. Anschliessend Apéro.

Bezirk Bülach / Rafz
Dienstag, 4. November 2025, 19.30 Uhr, 
Informationsabend zum Vertragspaket 
Schweiz – EU, Gasthof zum goldenen Kreuz, 
Landstrasse 15, Rafz, mit Alt Bundesrat 
Ueli Maurer.

Bezirk Dielsdorf / Niederglatt
Donnerstag, 6. November 2025, 19.30 Uhr, 
Infoabend zum Thema «Illegale Spraye-
reien», Singsaal Eichi, Grafschaftstrasse 55, 
Niederglatt.

Bezirk Dielsdorf / Steinmaur
Donnerstag, 27. November 2025, 19.30 Uhr, 
Infoanlass zum Rahmenabkommen, Restau-
rant Kreuz, Bachserstrasse 7, Steinmaur, mit 

den Nationalräten Gregor Rutz und Bar-
bara Steinemann sowie Kantonsrat Urs Weg-
mann.

Bezirk Dietikon / Birmensdorf
Mittwoch, 19. November 2025, 19.30  Uhr, 
Infoanlass zum Rahmenabkommen, Restau-
rant Brüelmatt, Dorfstrasse 10, Birmensdorf, 
mit den Nationalräten Barbara Steinemann, 
Gregor Rutz und Martin Haab.

Bezirk Dietikon / Geroldswil
Montag, 27. Oktober 2025, 18.30 Uhr, Polit-
Talk, Gemeindesaal, Huebwiesenstrasse 36, 
Geroldswil, mit Nationalrat Mauro Tuena 
und Alt Nationalrat Roger Köppel. Weitere 
Informationen und Anmeldung unter 
www.svp.ch/termine.

Bezirk Dietikon / Urdorf
Mittwoch, 19. November 2025, 18.00 Uhr, 
Politanlass, Embrisaal, Im Embri 8, Urdorf, 
mit Nationalrat Benjamin Fischer sowie 
den Kantonsräten Domenik Ledergerber, 
Präsident SVP des Kantons Zürich, und 
Roger Schmidinger.

Bezirk Hinwil
Dienstag, 28. Oktober 2025, 18.15 Uhr, Be-
sichtigung, Apéro und Abstimmungspodium, 
FBW-Museum, Zürcherstrasse 95, Wetzikon, 
mit Nationalrat Martin Hübscher, Kantonsrat 
Daniel Wäfler und Alt Bundesrat Ueli Maurer.

Bezirk Horgen / Wädenswil
Samstag, 8. November 2025, 09.00  – 
11.00 Uhr, Flyerverteilaktion, Treffpunkt K-
Kiosk, Zugerstrasse, Wädenswil.

Bezirk Pfäffikon / Russikon
Dienstag, 4. November 2025, 17.30 Uhr, 
Herbstanlass, bei AVIA-Tankstelle, Haupt-
strasse 54, Ehrikon. Weitere Informationen 
und Anmeldung unter www.svp-russikon.ch.

Bezirk Uster / Uster
Samstag, 25. Oktober 2025, 11.30 Uhr, Rac-
letteplausch, Forsthaus Mühleholz, Halden-
strasse 20, Uster, mit Kantonsrat Tobias 
Weidmann, Fraktionspräsident. Anmeldung 
unter daniel.schnyder@svp-uster.ch.

Stadt Winterthur
Mittwoch, 19. November 2025, bis Sonntag, 
23. November 2025, SVP-Stand an der Win-
timäss, Eulachhallen, Wartstrasse 73, Win-
terthur.

Stadt Zürich / Kreis 10
Samstag, 25. Oktober 2025, 09.30 – 11.30 Uhr, 
Standaktion, Kappenbühlweg, Zürich-Höngg.

Freitag, 14. November 2025, 18.30 Uhr, Polit
Apéro und Nachtessen, Restaurant Schüt-
zenstube, Kappenbühlstrasse 80, Zürich-
Höngg, mit Alt Bundesrat Ueli Maurer.

Samstag, 15. November 2025, 09.30  – 
11.30 Uhr, Standaktion, Röschibachplatz, 
Zürich-Wipkingen.

Samstag, 22. November 2025, 09.30  – 
11.30 Uhr, Standaktion, Kappenbühlweg, 
Zürich-Höngg.

WEITERE VERANSTALTUNGEN

Samstag, 21. Februar 2026, 09.00 – 16.00 Uhr, 
Jasscup der SVP Schweiz, Breitisaal, Seeb-
nerstrasse 21, Winkel. Weitere Informatio-
nen zur Anmeldung folgen.

SVP DIGITAL

Teleblocher
Dr. Christoph Blocher im wöchentlichen Gespräch  
mit Dr. Matthias Ackeret.

In den Sümpfen von Bern
Wöchentlicher Videobeitrag von NR Thomas Matter
zu den Machenschaften in Bern.

Weltwoche daily 
Täglicher News-Flash am Morgen von Alt NR Roger Köppel.

SVP des Kantons Zürich
Instagram-Seite der SVP des Kantons Zürich. Wir freuen  
uns über jeden neuen Follower, jeden Like und jeden neuen 
Kommentar! 

Wortwächsel
Der Podcast für Meinungsmacher von NR Benjamin Fischer.

Wann:
Donnerstag, 30. Oktober 2025
Start: 19.00
Ende: Ca. 21.00 Uhr

Wo:
Restaurant Schwert
Hauptstrasse 7
Oberstammheim

Alle sind herzlich  
eingeladen!

Anschliessend Apéro offeriert von SP und SVP

zu den kantonalen und  
nationalen Abstimmungen  
vom 30. November 2025

Polit-Arena

Nationalrat Fabian Molina, SP (Erbschaftssteuer-Initiative) 
Kantonsrat Nicola Siegrist, SP (Erbschaftssteuer-Initiative) 

Kantonsrätin Sibylle Jüttner, SP (Wohnraum-Initiative)
Kantonsrätin Birgit Tognella-Geertsen, SP, (Wohnraum-Initiative)

Nationalrätin Therese Schläpfer, SVP, (Erbschaftssteuer-Initiative) 
Stefan Stutz, SVP, Präsident SVP Bezirk Andelfingen, (Erbschaftssteuer-Initiative)

Kantonsrat Paul Mayer, SVP, (Wohnraum-Initiative) 
Sven Kollbrunner, SVP, Vorstand SVP Bezirk Andelfingen, (Wohnraum-Initiative)

Pro:

Kontra:

Moderation: Christina Furrer, Sekundarlehrerin und  
 Betriebsökonomin, Präsidentin EVP Bezirk Andelfingen

Was bedeuten die  
eidg. Volksinitiative «Für eine soziale Klimapolitik – steuerlich gerecht 
finanziert» («Initiative für eine Zukunft» / «Erbschafts steuer-Initiative») 

und die
kant. Volksinitiative «Mehr bezahlbare Wohnungen im Kanton Zürich»  
& Gegenvorschlag 

für uns? 

•

•

Sie möchten inserieren?
Dann melden Sie sich bei uns!

Die nötigen Infos und Kontaktdaten finden Sie auf der letzten Seite im Impressum.
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